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Chur, 12. November 2024 
 
 
Teilrevision des Gesetzes über die Förderung der Krankenpflege und der Betreuung von be-
tagten und pflegebedürftigen Personen (Krankenpflegegesetz, KPG; BR 506.000);  
Anhörung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Aufgrund der sich stetig verschlechternden finanziellen Lage der öffentlichen Bündner Spitäler ist es 
aus Sicht der Regierung notwendig, Massnahmen zu ergreifen, um die kurz- oder mittelfristig dro-
hende Insolvenz der betroffenen Spitäler abzuwenden. Denn die dezentrale Gesundheitsversorgung 
der Bevölkerung, wie aber auch deren Zentrumsversorgung, ist angesichts dieser finanziellen Ent-
wicklung der öffentlichen Bündner Spitäler bedroht. Mit der geplanten Anpassung des Gesetzes über 
die Förderung der Krankenpflege und der Betreuung von betagten und pflegebedürftigen Personen 
(Krankenpflegegesetz, KPG; BR 506.000) soll eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden, wel-
che es der Regierung ermöglichen soll, den öffentlichen Spitälern Überbrückungsdarlehen zu ge-
währen, um ihnen dadurch wieder eine ausreichende Liquidität zu verschaffen. 

Da die Aufnahme von Darlehen zur Sicherstellung der Liquidität auf dem Kapitalmarkt für die meisten 
öffentlichen Bündner Spitäler angesichts der fehlenden Kreditwürdigkeit praktisch ausgeschlossen 
oder mit sehr hohen Zinskosten (Risikoaufschlag) verbunden ist, soll es seitens des Kantons und 
der Gemeinden möglich sein, den öffentlichen Bündner Spitälern im finanziellen Notfall Überbrü-
ckungsdarlehen zu gewähren. Zu diesem Zweck sieht die Regierung die Schaffung eines Rah-
menverpflichtungskredits in der Höhe von 100 Millionen Franken vor. Die möglichen Darlehen sollen 
helfen, finanzielle Notzeiten der betroffenen Spitäler zu überbrücken. Mittels Sanierungsmassnah-
men sollen die Spitäler die nötige Rentabilität bzw. Eigenfinanzierungsquote wieder erreichen kön-
nen. Durch die Möglichkeit der Darlehensgewährung soll zugleich die Erwartungshaltung des Kapi-
talmarkts bestärkt und ein möglicher Vertrauensverlust mit entsprechend negativen Auswirkungen 
auf Fremdkapitalaufnahmen verhindert werden.  

Werden Darlehen gewährt, kommt dies primär den Trägergemeinden der betroffenen Spitäler zu-
gute. Ohne Darlehen müssten die Gemeinden als Trägerinnen der öffentlichen Gesundheitsversor-
gung in Krisenlagen vollständig selbst für ihre Spitäler einstehen. Die Gemeinden sollen sich deshalb 
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mit 50 Prozent an allfälligen Verlusten aus der Darlehensgewährung beteiligen. Dementsprechend 
sollen Darlehen nur unter Zustimmung der Mehrheit der Gemeinden der jeweiligen Gesundheitsver-
sorgungsregion gewährt werden.  

Die Darlehensnehmenden müssen der Regierung zudem einen Massnahmenplan vorlegen, der si-
cherzustellen hat, dass sich kurz- bis mittelfristig wieder ein positives Betriebsergebnis einstellt.  

Aufgrund der schwierigen finanziellen Verhältnisse soll es den Gesundheitsversorgungsregionen 
überdies ermöglicht werden, ihre Spitäler bei Bedarf in ambulante Gesundheitszentren umzuwan-
deln. In diesem Zusammenhang wird eine Regelung eingeführt, welche Entscheide der Gesund-
heitsversorgungsregionen betreffend ihre Organisation vereinfachen soll. Massgebend soll jeweils 
ein Mehrheitsentscheid der Stimmberechtigten der entsprechenden Gemeinden sein.  
 
Die voraussichtliche Inkraftsetzung der Teilrevision ist auf den 1. Januar 2026 geplant.  
 
Wir bitten Sie, Ihre Stellungnahme zum Entwurf der Vorlage bis spätestens am 16. Dezember 2024 
einzureichen. Die entsprechenden Unterlagen finden Sie im Anhang dieses Schreibens. Um uns die 
Auswertung zu erleichtern, bitten wir Sie, uns Ihre Stellungnahme per E-Mail (info@djsg.gr.ch) zu 
übermitteln. 
 
Für Ihre Meinungsäusserung und das Interesse, das Sie dieser Vorlage entgegenbringen, danken 
wir Ihnen im Voraus bestens. 
 

Freundliche Grüsse 

DEPARTEMENT FÜR JUSTIZ,  
SICHERHEIT UND GESUNDHEIT 
Der Vorsteher 

 
Peter Peyer 
Regierungsrat 

 
 
Beilage: 
- Adressatenliste 
- Gesetzesrevision 
- Erläuterungstext 
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Adressatenliste 
 
– Politische Parteien inkl. Jungparteien 
– Politische Gemeinden 
– Gesundheitsversorgungsregionen 
– Öffentliche Spitäler im Kanton 
– Bündner Spital- und Heimverband 
– Gemeindeverband Spitalregion Churer Rheintal 
– Stabsstelle für Chancengleichheit von Frau und Mann 
– Departemente der kantonalen Verwaltung 
– Standeskanzlei 
– Finanzkontrolle 
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